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1. Zuordnungsentscheidungen von gemischt genutzten Wirtschaftsgütern zum umsatzsteuerlichen 
Unternehmen 

Hintergrund: Der Bundesfinanzhof hat in diversen Urteilen klargestellt, dass gemischt genutzte Gebäude nur bis 
zur gesetzlichen Abgabefrist der Umsatzsteuer-Jahreserklärung wirksam zugeordnet werden können. Die 
Finanzverwaltung ist der Rechtsprechung gefolgt. 
Problem: Die Finanzverwaltung hat durch Erlasse die Abgabefrist der Steuererklärungen 2015 für steuerlich 
Vertretene wie gewohnt auf den 31.12.2016 verlängert. Ungeachtet davon sind jedoch die 
Zuordnungsentscheidungen für gemischt genutzte Gegenstände bis spätestens 31.05.2016 vorzunehmen.   
Welche gemischt genutzten Wirtschaftsgüter sind betroffen?  

 Gebäude sowie Grund und Boden (Grundstücke) 

 Photovoltaikanlagen 

 Pkw 
Beim Gebäude ist darüber hinaus zu beachten, dass ein Vorsteuerabzug nicht mehr zu einer vollen Zuordnung 
führt. Nach der Abschaffung des Seeling-Modells kann zwar weiterhin eine volle Zuordnung erfolgen. Der 
Vorsteuerabzug ist jedoch nur in Höhe des unternehmerisch genutzten Teils möglich. Eine volle Zuordnung kann 
insbesondere dann von Vorteil sein, wenn später weitere Teile unternehmerisch genutzt werden sollen. Nur so ist 
die spätere Korrektur gemäß § 15a UStG möglich. 
Der Bezug von gemischt genutzten sonstigen Leistungen wird vom Zuordnungswahlrecht übrigens nicht erfasst. 
Die sonstigen Leistungen sind entsprechend ihrer unternehmerischen und nichtunternehmerischen Verwendung 
aufzuteilen. 
Wer ist betroffen? Ein besonderes Augenmerk gilt den Steuerpflichtigen, bei denen eine Jahresbuchhaltung mit 
der Abgabe einer Umsatzsteuer-Jahreserklärung erstellt wird, sowie Steuerpflichtigen, die die Abgabe der 
Umsatzsteuer-Voranmeldung selbst übernehmen (Selbstbucher). Darüber hinaus sind alle betroffen, bei denen in 
der Umsatzsteuer-Voranmeldung bislang keine Zuordnungen der gemischt genutzten Gegenstände erfolgt sind. 
Zuordnungsentscheidung: Die Zuordnungsentscheidung kann formlos erfolgen. Die Abgabe der Umsatzsteuer-
Jahreserklärung ist diesbezüglich nicht erforderlich. Es genügt die beispielhafte Formulierung: „Ich zeige die 
fristgerechte volle Zuordnung des bebauten Grundstücks in der Musterstraße 1 in 80333 München zum 
umsatzsteuerlichen Unternehmensvermögen mit Wirkung zum xx.xx.xxxx an“. 
Bitte teilen Sie uns mit, ob gemischt genutzte Gegenstände in 2015 erworben wurden und dementsprechend 
bis 31.05.2016 dem umsatzsteuerlichen Unternehmensvermögen zuzuordnen sind. 
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2. Aufbewahrung  von Lohnunterlagen 

In Ergänzung zum Informationsbrief 04/2015 (Punkt 4: Arbeitszeit-Nachweis nach dem Mindestlohngesetz) wird 
darauf hingewiesen, dass für Lohnunterlagen, wie z.B. die Arbeitszeit-Dokumentation nach dem 
Mindestlohngesetz, die 6-jährige Aufbewahrungsfrist einzuhalten ist, sofern diese Aufzeichnungen zum 
Verständnis und zur Überprüfung der Besteuerung im Einzelfall von Bedeutung sind. 
 

3. Im Jahr 2016 vernichtbare Unterlagen 
Nachstehend aufgeführte Buchführungsunterlagen können nach dem 31.12.2015 vernichtet werden: 

 Aufzeichnungen aus 2005 und früher 

 Inventare, die bis zum 31.12.2005 aufgestellt wurden 

 Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahr 2005 oder früher erfolgt ist 

 Jahresabschlüsse, die 2005 oder früher aufgestellt wurden 

 Buchungsbelege aus dem Jahr 2005 oder früher 

 Empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe und Kopien der abgesandten Handels- oder Geschäftsbriefe, 
die 2009 oder früher empfangen oder abgesandt wurden 

 Sonstige für die Besteuerung bedeutsame Unterlagen aus dem Jahr 2009 oder früher 
Unterlagen dürfen nicht vernichtet werden, wenn Sie von Bedeutung sind 

 für eine begonnene Außenprüfung, 

 für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche Ermittlungen, 

 für ein schwebendes oder aufgrund eine Außenprüfung zu erwartendes Rechtsbehelfsverfahren oder zur 
Begründung der Anträge an das Finanzamt, 

 bei vorläufigen Steuerfestsetzungen. 
Es ist darauf zu achten, dass auch die elektronisch erstellten Daten für 10 Jahre vorgehalten werden müssen. 

Natürliche Personen, deren Summe der positiven Einkünfte aus Überschusseinkünften (aus nichtselbständiger 
Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung und sonstige Einkünfte) mehr als 500.000 € im 
Kalenderjahr 2014 betragen hat, müssen ab 2015 die im Zusammenhang stehenden Aufzeichnungen und 
Unterlagen 6 Jahre aufbewahren. Bei Zusammenveranlagung sind die Feststellungen für jeden Ehegatten 
gesondert maßgebend. 
 

4. Altersrente: Anrechnung der Einnahmen aus dem Betrieb einer Solaranlage 
Das Sozialgericht Mainz hat entschieden, dass Einnahmen aus dem Betrieb einer Solaranlage auf eine Altersrente 
anzurechnen sind und bei Überschreitung der Hinzuverdienstgrenze dazu führen können, dass bereits ausgezahlte 
Rentenleistungen zurückerstattet werden müssen. 
Sachverhalt: Der Kläger bezog eine Altersrente und hatte zusätzlich Einnahmen aus einem sogenannten „400-€-
Job“. Durch Auskunft des zuständigen Finanzamtes erfuhr die Rentenversicherung, dass der Kläger ausweislich 
seines Einkommensteuerbescheides darüber hinaus noch Einnahmen aus dem Betrieb einer Solaranlage i.H.v. 253 
€ im Kalenderjahr hatte. Daraufhin hob die Rentenversicherung den Rentenbescheid teilweise auf und forderte 
vom Kläger insgesamt 2.411,66 € zurück. Die zusätzlichen Einnahmen aus dem Betrieb der Solaranlage hätten 
zusammen mit dem monatlichen Einkommen in Höhe von 400 € dazu geführt, dass die zum damaligen Zeitpunkt 
geltende Hinzuverdienstgrenze von 400 € überschritten worden sei. Der Kläger habe daher nur noch Anspruch auf 
eine Rente in Höhe von 2/3 der Vollrente. Hiergegen wehrte sich der Kläger vor dem Sozialgericht Mainz. 
Das SG Mainz wies die Klage ab: 

 Einnahmen aus dem Betrieb einer Solaranlage stellten Arbeitseinkommen im Sinne des Rentenrechts dar. 

 Ausreichend ist, dass der Kläger eine unternehmerische Stellung innehat, welche ihm die Einkünfte 
vermittelt. 
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 Für die Höhe des Arbeitseinkommens ist der Einkommensteuerbescheid maßgeblich. 

 Das Gesetz sieht eine volle Parallelität von Einkommensteuerrecht und Rentenversicherungsrecht sowohl 
bei der Zuordnung von Arbeitseinkommen als auch bei der Höhe des Arbeitseinkommens vor, so dass die 
Rentenversicherung die Zahlen des Finanzamtes übernehmen kann. 

 Etwaige Fehler der Finanzverwaltung sind nicht durch die Rentenversicherung zu korrigieren. 
 

5. Unfallkosten weiterhin als Werbungskosten geltend machen 
Werbungskosten sind auch Aufwendungen des Arbeitnehmers für die Wege zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte. Zur Abgeltung dieser Aufwendungen ist für jeden Arbeitstag, an dem der Arbeitnehmer die erste 
Tätigkeitsstätte aufsucht eine Entfernungspauschale für jeden Kilometer der Entfernung zwischen Wohnung und 
erster Tätigkeitsstätte von 0,30 € anzusetzen. Durch die Entfernungspauschale sind grundsätzlich sämtliche 
Aufwendungen abgegolten, die durch die Wege zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte veranlasst sind. 
BFH-Entscheidung schließt außergewöhnliche Kosten aus: Der BFH hat 2014 klargestellt, dass das Wort 
„sämtliche“ eindeutig ist und somit außergewöhnliche Wegekosten (wie z. B. Reparaturaufwendungen infolge 
einer Falschbetankung eines Kraftfahrzeugs auf der Fahrt zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte) – 
unabhängig von ihrer Höhe – unter die Abgeltungswirkung fallen (bei der bis 31.12.2000 geltenden 
Kilometerpauschale konnten solche Kosten noch zusätzlich geltend gemacht werden). 
Die umfassende Abgeltungswirkung wird nach Auffassung des BFH auch dadurch untermauert, dass der 
Gesetzgeber lediglich zwei Ausnahmen geregelt hat. Aufwendungen können nämlich für die Benutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel angesetzt werden, soweit sie den im Kalenderjahr insgesamt als 
Entfernungspauschale abziehbaren Betrag übersteigen und behinderte Menschen können anstatt der 
Entfernungspauschale die tatsächliche Kosten ansetzen. Hätte der Gesetzgeber eine weitere Ausnahme regeln 
wollen, hätte er dies im Gesetz deutlich machen können.  
Auch entspreche diese Auffassung dem Sinn und Zweck der Vorschrift, denn die Einführung der 
verkehrsmittelunabhängigen Entfernungspauschale ab 2001 habe vor allem der Steuervereinfachung gedient. 
Folgerichtig sind grundsätzlich auch Unfallkosten auf dem Weg zur Arbeit durch die Entfernungspauschale 
abgegolten.  
Beispiel für Unfallkosten: Arbeitnehmer A hat seine erste Tätigkeitsstätte in der 30 km entfernten Z-Stadt, welche 
er arbeitstäglich mit dem eigenen PKW aufsucht. Im März 2014 hat er auf dem Weg zur Arbeit einen selbst 
verschuldeten Unfall verursacht. Hierfür entstanden ihm (nach Abzug der Versicherungsleistung) selbst zu 
tragende Kosten i. H. von 1.000 €. 
Zustimmung durch FG Rheinland-Pfalz: Mit Urteil vom 23.02.2016 hat sich auch das FG Rheinland-Pfalz der 
Rechtsauffassung des BFH angeschlossen, sodass Unfallkosten nicht zusätzlich geltend gemacht werden könnten. 
Die Abgeltungswirkung diene auch der Vermeidung von Rechtsstreitigkeiten über die Frage, ob noch gewöhnliche 
oder schon außergewöhnliche Aufwendungen vorliegen. 
Praxis-Tipp: Begünstigung durch Finanzverwaltung: Zu dem Verfahren beim FG Rheinland-Pfalz ist es nur 
gekommen, weil der Kläger auch unfallbedingte Krankheitskosten als Werbungskosten geltend gemacht hat. 
Diesen Abzug versagte das Finanzamt; nicht dagegen die Reparaturkosten für das Fahrzeug. Die Finanzverwaltung 
unterscheidet nämlich bislang zwischen Unfallkosten (abzugsfähig) und den Kosten infolge eines Diebstahls oder 
für einen Austauschmotor (nicht abzugsfähig). Dies ist wohl – worauf auch der BFH zutreffend hinweist – auf die 
zum Teil widersprüchlichen Gesetzesmaterialien zurückzuführen. 
Auch nach der Entscheidung des BFH und trotz der eindeutigen Gesetzeslage lässt die Finanzverwaltung nach wie 
vor den Abzug von Unfallkosten neben der Entfernungspauschale zu. Dementsprechend sollten Unfallkosten 
weiterhin  als Werbungskosten geltend gemacht werden. 
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6. Mietrecht: Schriftform sollte bei jeder Mieterhöhung eingehalten werden 
Die Änderung der Miethöhe stellt stets eine wesentliche und dem Schriftformzwang unterfallende 
Vertragsänderung dar. Dies gilt zumindest dann, wenn die Miethöhe für den Zeitraum von mehr als einem Jahr 
geändert wird und nicht jederzeit vom Vermieter widerrufen werden kann. Das hat der Bundesgerichtshof 
entschieden. 
Nach Auffassung des Gerichts muss bei einer solchen Änderung des Mietvertrags die Schriftform auch bei einer 
geringfügigen Änderung der Miete gewahrt werden. Die Höhe des Mietzinses ist ein wesentlicher Bestandteil 
eines Mietvertrags. Davon hängt ab, ob der Vermieter einem Mieter wegen Zahlungsverzugs die fristlose 
Kündigung aussprechen darf. Hierzu kann der Vermieter auch dann berechtigt sein, wenn der Mieter über längere 
Zeit eine geringfügige Erhöhung der Miete nicht beachtet. Darüber hinaus kann kaum festgelegt werden, wann 
eine Erhöhung der Miete als unerheblich einzustufen ist. Deshalb ist der Mieter nicht daran gehindert, sich nach 
Treu und Glauben auf einen Mangel der Schriftform zu berufen und deshalb das ursprünglich bis zu einem 
späteren Zeitpunkt befristete Mietverhältnis vorzeitig unter Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfrist 
ordentlich zu kündigen. Die Berufung auf einen Mangel der Schriftform ist nur dann ausgeschlossen, wenn die 
vorzeitige Kündigung des Mietvertrags für den Vermieter untragbar wäre. 
  

7. Geplante Sonderabschreibung für den Neubau von Mietwohnungen in Ballungsgebieten 
Mit der Einführung einer zeitlich befristeten Sonderabschreibung will die Bundesregierung die Schaffung neuer 
Mietwohnungen in ausgewiesenen Fördergebieten begünstigen. Gefördert wird die Anschaffung/Herstellung 
neuer Gebäude oder Eigentumswohnungen. Diese müssen mindestens zehn Jahre nach der 
Anschaffung/Herstellung zu Wohnzwecken entgeltlich überlassen werden. Bei Unterschreitung des 
Zehnjahreszeitraums wird die Sonderabschreibung rückwirkend versagt. Zusätzlich zur „regulären“ AfA können im 
Jahr der Anschaffung/Herstellung und im darauf folgenden Jahr jeweils bis zu 10 % sowie im dritten Jahr bis zu 9 
% der Anschaffungs- und Herstellungskosten steuermindernd geltend gemacht werden. Weitere Voraussetzungen 
sind zu beachten: 

 Die Förderung ist beschränkt auf Neubauten, deren Baukosten max. 3.000 € je Quadratmeter Wohnfläche 
betragen, wovon max. 2.000 € je Quadratmeter Wohnfläche gefördert werden.  

 Die Förderung ist zeitlich befristet. Die Stellung des Bauantrags bzw. die Bauanzeige müssen zwischen 
dem 1. Januar 2016 und dem 31. Dezember 2018 erfolgen. Letztmalig kann die Sonderabschreibung im 
Jahr 2022 in Anspruch genommen werden. 

 Die neuen Wohnungen müssen in einem ausgewiesen Fördergebiet liegen. Ein solches wird definiert in 
Anlehnung an die Mietenstufen des Wohngelds (Mietenstufen IV bis VI). Umfasst sind auch Gebiete mit 
Mietpreisbremse und abgesenkter Kappungsgrenze. 

Nach Verabschiedung des Gesetzes durch Bundestag/Bundesrat können die Maßnahmen erst in Kraft treten, 
wenn aufgrund beihilferechtlicher Erwägungen die Genehmigung der Europäischen Kommission vorliegt. 
 

8. Zweifel am Vorliegen der Voraussetzungen für eine doppelte Haushaltsführung gehen zu Lasten des 
Antragstellers 

Die Anerkennung einer doppelten Haushaltsführung ist an zwei Voraussetzungen geknüpft. Sie setzt voraus, dass 
einem Antragsteller beruflich veranlasste Mehraufwendungen dadurch entstehen dass er am Ort seiner ersten 
Tätigkeitsstätte wohnt und zusätzlich an einem anderen Ort seinen eigenen Haushalt unterhält. Dabei handelt es 
sich um den Lebensmittelpunkt der Familie oder ledigen Personen um den Ort, an dem sich der Antragsteller nur 
unterbrochen durch seine arbeits- oder urlaubsbedingte Abwesenheit aufhält. 
Die Umstände zur Anerkennung von Aufwendungen für eine doppelte Haushaltsführung hat der Antragsteller 
durch objektive Tatsachen nachzuweisen. Zweifel in der Beweisführung gehen nach einem Urteil des 
Finanzgerichts München zu seinen Lasten.  


